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mehr als obige 6 ©tunben wöchentlich in Slnfpxuch ge*

nommen werben.
(Sowohl biefe UnterrichtSftunben all auch bie nötige

ßeit für ^Religionsunterricht finb in ber pläffigen SlrbeitS;

jeit oon 10 ©tunben täglich inbegriffen.
Jlrtilcl ft fc£;afft baS Obligatorium bei' Celp«

linttrpviifung : „Qeber Settling ift oerpflieh'iet am
©cfßuffe feiner Seîjrgeit fid) einer SehrltngSprüfung p
untergeben

®ie 2tuffic£)± über baS SehrlingSwefen wirb non ber
ïantonalen ©ewetbebireîtion tn Berbinbung mit ber ©e*

werbefommiffion unb bem faufmännifchen ©ireftorium
ausgeübt. Setletpiigen beS ©efefeeS fann bie ©ewetbe*
birefiion mit Sufjen bis p ffr. 100 befirafen.

®te fünftige lîmibeigefe^aetnina wirb eine ein--

beilüde ^Regelung über limifsleljre unb Herufäbtl?
éuitg unb bamit aucb ben SeljrlingSprüfungen oermehrte
görberung unb beffere 23erfabren bringen, ©elbftoer-
ftänblidj) wirb ein folcfieS BunbeSgefeh nur allgemeine
©runbfä'ge auffteflen fönnen, bie unter tunticbfier Berücb
fiebtigung bereits bejtebenber unb bewährter fantonaler
©efe^eSbeftimmungen unb ©inrichiungen boä) eine größere
©tnljett ber Drganifation errieten foKen, inbem fie als
SRinimalforberungen an bie fantonale ©efetjgebung unb
23oüjiebung p gelten haben. ßn bepg auf bie Seht»

lingSprüfungen InSbefonbere wirb ben Kantonen ber
©rlafi meitergebenber S3efiimmungen oorbehalten bleiben,
wie aud) anberfettS bie eigenartigen Bebürfniffe einzelner
©rwerbSarten burcfj befonbere SelirltngS» ober Berufs*
orbnungen berücffic|tigt werben bürften, ®ie obligator
rif'cbe Teilnahme an einer Prüfung am ©(bluffe ber
Sebrjeit unb bie ©ragung aller Soften burcb bie ©emeim
fdbaften werben wohl als jeitgemäfje gorberitngen feiner
Oppofition begegnen.

Sffiir wollen nun in nädjfter Stummer berieten, wie
ber ©ntwurf : „{ßefet} übet* bas tfcljiiiitastucfeu
für ben Ifanton Scfyaffbaufen" in ber ©onntag
ben 1. gebruar 1914 in ©cbaffbaufen ftattgefunbenen
fantonalen ©eroerbeoeretnS=Serfammlung aufgenommen
unb bisfuttert worben ift. (Schluß folgt.)

9ie neue SuMpiisoerortittung
Des Smtns Stbiffiflifen.

Unter bem Sütel „Betorbnung beS IRegierungSrateS
beS KantonS ©cbaffbaufen betreffenb Vergebung non
Arbeiten unb Sieferungen für ben ©taat" bat bie ge=

nannte 23ebörbe folgenbe 23erfügungen erlaffen:

Comprimierfe u„ abgedrehte, blanks

Mrataidos I (le. M., Iii
Blank sind präzis gezogene

jeder Urt in Eisern si» SfaSnl s

Kaltgewalzt« £Si«s- sad Ififcliiiir Iii BOO ra Irtlff
Schlackenîretes yerpacktinpkaudelsei»

I. Slllgemeine Befiitnmungen.
§ 1. Arbeiten, welche ber ©taat ausführen läßt,

fowie Sieferungen für ben ©taat finb auf bem Sßege

öffentlicher SluSfchreibung p oergeben.
Sorbe (alten finb biejenigen Arbeiten, beren 3luSfüh=

rung in fRegie ber ©taat felbfi übernimmt.
§ 2.- Befchränfung ber Bewerbung auf einzelne bireft

einplabenbe Bewerber ift pläffig:
a) wenn bie Qett für eine öffentliche SluSfdjreibung

nicht ausreißt;
b) wenn bie öffentliche SluSfchreibung p einem am

nebmbaren ©rgebniS geführt hat;
c) wenn bie Slrbeiten unb Sieferungen nur oon einer

befcbrcmften ßapl oon Unternehmern in geeigneter
SBeife unb rechtzeitig ausgeführt werben fönnen.

§ 3. Offne SluSfchreibung fönnen Slrbeiten unb
Sieferungen »ergeben werben:

a) wenn ber Boranfcf)lag ben Betrag oon 1000 $r.
nicf)t überfteigt ;

b) wenn eS fid) um SRotftanbSarbeiten hanbelt bejw.
bie luSfübrung bringenb ift;

c) wenn bte SluSführung befonbere Befähigung er»

forbert ober burd) rßatentfcEju^ befchränft ift;
d) wenn eS fich um ©cgänjung bereits ausgetriebener

Slrbeiten hanbelt.
§ 4. Bon ber Bewerbung fönnen Unternehmer auS*

gefäjloffen werben, welche
a) früher übernommene Slrbeiten ober Steferungen

nici)t oeriragSgemäß ausgeführt haben;
b) furg oorber wieberbolt Slrbeiten ober Sieferungen

erhalten haben;
c) bte tn biefe* Berorbnung (§§ 18 unb 19) ent=

baltenen Borfchriften betreffenb Slrbeiterfürforge
bei früher erhaltenen Slrbeiten nicht befolgt haben ;

d) bezüglich technifdjer Betriebs einriebtung unb Seitung
ober Stohmaterialoorräten offen ficfjtlich nicht @e=

wahr für eine rationelle ©tlebigwtg beS SluftrageS
bieten.

§ 5. ©ie Bergebung hat in ber Stegel auf 5Ra<hIaß
unb gegen Bergütung oon ©inheitSpretfen fiattpfinben,
gegen eine jßaufchalfumme nur bann, wenn ber @egen=

ftanb ber SluSfchreibung in aßen feinen ©igentaften
genau hefannt gegeben werben fann.

II. SluSfdjreibungen.
§ 6. ®te öfferiiüche SluSfchreibung hat im SlmtSblatt,

fowte nötigenfalls tn Sofab ober Nachblättern p erfolgen.
§ 7. ®ie SluSfchreibung foil, gegebenenfalls unter

Beziehung oon ©acfwerfiänbigen auS ben betreffenben
©ewerbefreifen, auf ©runb feftgefteüter ißrojefte erfolgen
unb in gebrängter Norm alle biejenigen Slngaben ent»

halten, welche für bie ffntereffen oon wefentlicfier Be=

beutung finb. ®ie SluSfchreibung foil ferner ©egenftanb
unb Umfang ber Slrbeit genau umfdhreiben, ©ingabe»
unb ©röffnungStermin bezeichnen unb über alle bie ißreis»
beredhnung bebingenben Naltoren bie erforberlichen SRit»

teilungen fo ooliftänbig machen, ba^ beren Bebeutung
richtig beurteilt werben fann.

®iefe Slngaben finb nötigenfalls burcl) ©ftzjen, @r»

läuterungen, 3Ra|bere^nungen, Ißläne, SRufter unb 3Ro«
bette angemeffen §u ergänzen.

©te ^auptleiftungen unb erheblichen SRebenletftungen
folten in befonbern '^ofttionen getrennt aufgeführt werben.

§ 8. gür bie SluSführung finb auSreidjenb hemeffene
Nrtften ju bewilligen.

Umfangreiche Slrbeiten unb Sieferungen foßen nach
SRögltcfifeit fo gerlegt werben, bafj auch f lein er en
Çanbwerfern unb ©ewerbetreibenben bie Beteiligung
an ber Bewerbung ermöglicht wirb.

Nr. à Z Jllustr. fchweiz. Handw -Zeitung („Meisterblatt")

mehr als obige 6 Stunden wöchentlich in Anspruch ge-

nommen werden.
Sowohl diese Unterrichtsstunden als auch die nötige

Zeit für Religionsunterricht sind in der zulässigen Arbeite
zeit von 10 Stunden täglich inbegriffen.

Artikel jf schafft das Obligaterium der Lehr-
lingsprüfnng: „Jeder Lehrling ist verpflichtet am
Schlüsse seiner Lehrzeit sich einer Lehrlingsprüfung zu
unterziehen".

Die Aufsicht über das Lehrlingswesen wird von der
kantonalen Gewerbedirektion in Verbindung mit der Ge-
Werbekommission und dem kaufmännischen Direktorium
ausgeübt. Verletzungen des Gesetzes kann die Gewerbe-
direkiion mit Bußen bis zu Fr. 100 bestrafen.

Die künftige Bnndesgesetzgebnng wird eine ein-

heitliche Regelung über Berufslehre und Berufsbil-
dung und damit auch den Lehrlingsprüsungen vermehrte
Förderung und bessere Verfahren bringen. Selbstoer-
ständlich wird ein solches Bundesgesetz nur allgemeine
Grundsätze ausstellen können, die unter tunlichster Berück-
sichtigung bereits bestehender und bewährter kantonaler
Gesetzesbestimmungen und Einrichtungen doch eine größere
Einheit der Organisation erzielen sollen, indem sie als
Minimalforderungen an die kantonale Gesetzgebung und
Vollziehung zu gelten haben. In bezug auf die Lehr-
lingsprüfungen insbesondere wird den Kantonen der
Erlaß weitergehender Bestimmungen vorbehalten bleiben,
wie auch anderseits die eigenartigen Bedürfnisse einzelner
Erwerbsarten durch besondere Lehrlings- oder Berufs-
Ordnungen berücksichtigt werden dürsten. Die obligato-
rische Teilnahme an einer Prüfung am Schlüsse der
Lehrzeit und die Tragung aller Kosten durch die Gemein-
schaften werden wohl als zeitgemäße Forderungen keiner
Opposition begegnen.

Wir wollen nun in nächster Nummer berichten, wie
der Entwurf: „Gesetz über das Lehrlingswesen
für den Aanton Schaffhausen" in der Sonntag
den 1. Februar 1914 in Schaffhausen stattgesunden en
kantonalen Gewerbevereins-Versammlung ausgenommen
und diskutiert worden ist. (Schluß folgt.)

Die neue SnbinissMMràW
des Kustos SchnWOn.

Unter dem Titel „Verordnung des Regierungsrates
des Kantons Schaffhausen betreffend Vergebung von
Arbeiten und Lieferungen für den Staat" hat die ge-
nannte Behörde folgende Verfügungen erlassen:

Lompu'îmiszà u. WZmkZ

Dàà H (is. UZ!

TZ. WîKSnZ ^

ZlslîMà 5lm- M MWà UZ M «A Pê

I. Allgemeine Bestimmungen.
K 1. Arbeiten, welche der Staat ausführen läßt,

sowie Lieferungen für den Staat sind auf dem Wege
öffentlicher Ausschreibung zu vergeben.

Vorbehalten sind diejenigen Arbeiten, deren Ausfüh-
rung in Regie der Staat selbst übernimmt.

Z 2.- Beschränkung der Bewerbung auf einzelne direkt
einzuladende Bewerber ist zulässig:

u) wenn die Zeit für eine öffentliche Ausschreibung
nicht ausreicht;

d) wenn die öffentliche Ausschreibung zu einem an-
nehmbaren Ergebnis geführt hat;

e) wenn die Arbeiten und Lieferungen nur von einer
beschränkten Zahl von Unternehmern in geeigneter
Weise und rechtzeitig ausgeführt werden können.

§ 3. Ohne Ausschreibung können Arbeiten und
Lieferungen vergeben werden:

g.) wenn der Voranschlag den Betrag von 1000 Fr.
nicht übersteigt;

b) wenn es sich um Notstandsarbeiten handelt bezw.
die Ausführung dringend ist;

e) wenn die Ausführung besondere Befähigung er-
fordert oder durch Patentschutz beschränkt ist;

ä) wenn es sich um Ergänzung bereits ausgeschriebener
Arbeiten handelt.

H 4. Von der Bewerbung können Unternehmer aus-
geschlossen werden, welche

a) früher übernommene Arbeiten oder Lieferungen
nicht vertragsgemäß ausgeführt haben;

b) kurz vorher wiederholt Arbeiten oder Lieferungen
erhalten haben;

e) die in dieser Verordnung (W 18 und 19) ent-
haltenen Vorschriften betreffend Arbeiterfürsorge
bei früher erhaltenen Arbeiten nicht befolgt haben;

ci) bezüglich technischer Betriebs einrichtung und Leitung
oder Rohmaterialoorräten offensichtlich nicht Ge-
währ für eine rationelle Erledigung des Auftrages
bieten.

tz 5. Die Vergebung hat in der Regel auf Nachlaß
und gegen Vergütung von Einheitspreisen stattzufinden,
gegen eine Pauschalsumme nur dann, wenn der Gegen-
stand der Ausschreibung in allen seinen Eigenschaften
genau bekannt gegeben werden kann.

II. Ausschreibungen.
Z 6. Die öffentliche Ausschreibung hat im Amtsblatt,

sowie nötigenfalls in Lokal- oder Fachblättern zu erfolgen.
H 7. Die Ausschreibung soll, gegebenenfalls unter

Beiziehunq von Sachverständigen aus den betreffenden
Gewerbekreifen, auf Grund festgestellter Projekte erfolgen
und in gedrängter Form alle diejenigen Angaben ent-
halten, welche für die Interessen von wesentlicher Be-
deutung sind. Die Ausschreibung soll ferner Gegenstand
und Umfang der Arbeit genau umschreiben, Eingabe-
und Eröffnungstermin bezeichnen und über alle die Preis-
berechnung bedingenden Faktoren die erforderlichen Mit-
teilungen so vollständig machen, daß deren Bedeutung
richtig beurteilt werden kann.

Diese Angaben find nötigenfalls durch Skizzen, Er-
läuterungen, Maßberechnungen, Pläne, Muster und Mo-
delle angemessen zu ergänzen.

Die Hauptleistungen und erheblichen Nebenleistungen
sollen in besondern Positionen getrennt aufgeführt werden.

tz 8. Für die Ausführung sind ausreichend bemessene

Fristen zu bewilligen.
Umfangreiche Arbeiten und Lieferungen sollen nach

Möglichkeit so zerlegt werden, daß auch kleineren
Handwerkern und Gewerbetreibenden die Beteiligung
an der Bewerbung ermöglicht wird.
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Arbeiten, bie fidj }u jeber QagreSzett ausführen laffen,
finb, foroeit möglich, fo frühzeitig auszutreiben unb ju
oergeben, bag fte in ber für bas betreffenbe ©eroerbe
ft il le n 3 êit ausgeführt merben ïônnen.

§ 9. gür bie ©inreidjung non Angeboten foE eine

grift non mtnbeftenS einer, bei fdjroterigeren Arbeiten
unb Steferungen non mlnbeftenS jroei SSochen gemährt
merben.

III. ©inreichung unb ©röffnung ber Angebote.
§ 10. ®ie Angebote ftnb fchriftlid) unb oerfd^loffert,

mit ber oerlangten Überfdjrift oerfehen, bis jum ange»
gebenen Dermin bei ber in ber AuSfdjreibung bezeichneten
©teile einzureichen.

9lad)trägliche Angebote bürfen nicht mehr angenommen
merben.

®ie Angebote müffen ben ber Austreibung zugrunbe
liegenben Anforberungen genau entsprechen, bie oom
Semerber auSzufegenben ©tnheitSpretfe unb bie ftch er»

gebenbe ©efamtfumme enthalten unb oom Semerber
unterzeichnet fein.

§ 11. HoUeftioeingaben finb geftattet, menn fich bie
Unternehmer für baS Angebot unb bie oorfchriftSgemäfie
Arbeit folibarifch oerbtnblich ertlären unb tn ihrer ©in»
gäbe einen befonberen Seooümächtigten bezeichnen. Auch
für biefe ©Ergaben bleiben bie Seftimmungen oon § 4
oorbehalten.

§ 12. StüCEzug ber Angebote !ann nur mährenb ber
©ingabefrift burch triftliche Anzeige erfolgen.

§ 13. ®te ©ingaben bleiben bis zur ©röffnung oer=

tloffen. ®iefe hat fpäteftenS fechS Sage nach Ablauf
ber ©ingabefrift zu erfolgen, über ben ©rôffnungSaït,
bei bem mtnbeftenS z^et Seamte anroefenb fein foHen,
wirb etn ißrotoM geführt, melcheS zu unterzeichnen ift.
®en Seroerbern foE nach Sunltdjfeit Gelegenheit gegeben
toerben, ber ©röffnung beizuroohnen.

Son ber erfolgten Sergebung ftnb bie Semerber
fdhriftlich in Kenntnis zu fe^en.

IY. 3uf<hIagSerteilung.
§ 14. Alaggebenb für ben gufchlag ift nicht bie

niebrigfte gorberung, fonbern ein in jeber Se»
Ziehung annehmbares, bie tüchtige unb rechtzeitige
Ausführung möglichft gemährleiftenbeS Angebot.

§ 15. Sei Vergebung ohne Austreibung, ebenfo
menn auf Austreibung hin annähernb gleichroertige
Angebote erfolgen, ift auf Seilung ober mögltchfte Ab»

roed)§lung unter ben Seroerbern Seöacht zu nehmen.
Augerïantonale unb auSlänbif^e Semerber

ftnb tn ber Siegel nur bann zu berücfftchtigen, menn bie
Arbeiten nicht im Danton ober nur zu roefentlict) un»
gfinftigeren Sebtngungen geliefert merben fönnen.

§ 16. AuSgetloffen oon ber Serücffttigung finb
Angebote, roelche

a) greife forbern, bie zu ber Arbeit in einem foten
AligoerhältniS ftehen, bag eine orbnmtgSgemäge
Ausführung nid^t erroartet merben îann, ober

b) bie Alertmale ungenügenber ©rfahrung unb ©ach»
tenntnis ober beS unlautern aBettberoerbeS an ft
tragen, ober

c) oon Unternehmern eingereicht finb, roelcge für
tüchtige, pünttliche unb ooEftänbige Ausführung
bie erforberliche Sicherheit nicht bieten, ober Söhne
Zahlen, ober ArbeitSbebingungen fteïïen, met«
hinter ben tn ihrem ©enterbe üblichen Söhnen
bezro. ArbeitSbebingungen zurüdtftehen. AIS übliche
Söhne gelten oor allem btejenigen, mete in Sohn»

tarifen enthalten ftnb, bie gemetnfam oon ben

Unternehmern, Unternehmeroerbänben unb Arbeiter»
organifationen aufgefteEt morben ftnb.

§ 17. übernommene Arbeiten bürfen ohne befonbere
Seroiüigung ber oergebenben Sehörben nldjt an Unter»
atforbanten oergeben merben. ®te Unteraïîorbe finb
ber Sehorbe zur ©enehmigung oorzulegen, unb eS bleibt
ber erfie Unternehmer ber Seljörbe gegenüber für bie
übernommene Serpftichtung oerantmortlich. ®r haftet
auch für bte Sezaljlung ber Söhne ber Arbeiter, forote
für bie Bezahlung ber Steferanten ber Unteratforbanten,
foroelt oon biefen tetne 3a£)tung erhältlich ift. ©er erfte
Unter ttehmer haftet auch bafür, bag ber Unteraïforbant
ben in biefer Serorbnung enthaltenen Sorfdjriften über
ben Arbeiterfchug nadgommt. ©S bleibt ber Seljörbe
oorbehalten, bte gortfegung ber Arbeit burch t'en §aupt»
atforbanten zu oerlangen, menn ber Unteraïforbant bte

oertragltcfjen Seftimmungen nicht einhält.
§ 18. Um feftzufteEen, ob ein Semerber ober aE»

fäfliger Unteraïforbant bie fibltchen Söhne bezahle unb
billige ArbeitSbebingungen ftefle, finb bte oergebenben
Sehörben berechtigt, ihm zur fchrifttidhen Seantroortung
gragen über bie §öhe ber Söhne, Arbeitszeit, $ahl tier
Sehr linge, Sohnzufcfjtag für überftunben unb berglelchen
oorzulegen.

§ 19. ®en bei oergebenen Arbeiten befdjäftigten
Arbeitern ift ber Sohn mlnbeftenS aEe 14 Sage, unb
Zroar mährenb ber Arbeitszeit, auszuzahlen. ®te AuS»

Zahlung öarf nid^t in einer aßirtfdjaft erfolgen.
Arbeitern, bte burch anerïannten UnfaE arbeitsunfähig

gemorben finb, ift auf Serlangen baS annähernbe Sohn»
treffniS aEe 14 Sage auszuzahlen.

gür Überftunben müffen mtnbeftenS 25 %, für Stadjt»
arbeit 50 % Sohnzufdjlag bezahlt merben, fofern nid^t
Seftimmungen einer Sarifgemeinfdjaft zioifcgen Arbeitern
unb Prinzipat eine anbere ©ntfchäbigung oorfehen.

®te Arbeiter finb nach ben ©runbfätjen ber etbgen.
^aftpftidhtgefeggebung gegen UnfaE zu oetftchern.

gür Sauarbeiten ift bie Serorbnung betreffenb Un»

faEoerhütung bei Sauten maggebenb.

Y. Sertrag.
§ 20. Atit bem Semerber, meld)er ben 3ufChlag

erhalten hat, ift ein fd^riftlid^er Sertrag abzufchltegen.
®te SertragSbeftimmungen müffen ïlar, beftimmt unb

beutlich fetn; fte foüen aEe ber Sergebung zugrunbe ge»

legten Sebingungen enthalten, inSbefonbere betreffenb
SoEenbungS» unb Seilfxiften, gahlungSbebhtgungen, Hon»

oentionalftrafen, Abnahme ber Arbeiten, ®auer unb
Umfang ber zu letftenben ©arantie.

§ 21. Stach Seenbigung ber Arbeiten haben Ab»
nähme. Stachmag unb Abrechnung in ber Siegel inner»
halb AtonatSfrift ftattzufinben.

©rftredt ftch bie Ausführung über einen längern
3eitcaum, fo ftnb angemeffene AbfchlagSzahlungen zu
letfien; biefe bürfen ftch bis auf 90 °/o beS SBerteS er»

ftreden, auf roelchen bte Arbeit im Atomente ber Seil»
Zahlung gefChätg merben ïann.

§ 22. ®ie Haution foE tn ber Siegel 10 "/» ber
ÜbernabmSfumme nidjt überfteigen. ©te ïann burch
Sürgen ober Stealïaution geletftet merben. Sarïoutionen
finb zum feroeiligen Hontoîorrentfag ber ©Chaffhaufer
Hantonalbanï zu oerzinfen.

§ 23. Honoentionalftrafen ftnb tn ber Siegel nur
auSzubebtngen, menn ein erhebliches Qntereffe begeht;
ihre £>öhe foE fich tu angemeffenen ©Chranïen halten.

§ 24. ©tretfe, melche mährenb ber Ausführung ber
Arbeiten eintreten, foüen in Sezug auf Serlängerung ber
SoüenbungStermtne in Setracgt gezogen merben, fofern
bem Unternehmer ïetn Serf^ulben an ber ©ntftehung
ber ArbeitSeinfteEung nadjgerotefen merben ïann.

§ 25. ®tefe Serorbnung trat mit bem 1. Januar 1914
tn Hraft.
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Arbeiten, die sich zu jeder Jahreszeit ausführen lassen,
sind, soweit möglich, so frühzeitig auszuschreiben und zu
vergeben, daß sie in der für das betreffende Gewerbe
stillen Zeit ausgeführt werden können.

H 9. Für die Einreichung von Angeboten soll eine

Frist von mindestens einer, bei schwierigeren Arbeiten
und Lieferungen von mindestens zwei Wochen gewährt
werden.

III. Einreichung und Eröffnung der Angebote.
§ 10. Die Angebote sind schriftlich und verschlossen,

mit der verlangten Überschrift versehen, bis zum ange-
gebenen Termin bei der in der Ausschreibung bezeichneten
Stelle einzureichen.

Nachträgliche Angebote dürfen nicht mehr angenommen
werden.

Die Angebote müssen den der Ausschreibung zugrunde
liegenden Anforderungen genau entsprechen, die vom
Bewerber auszusetzenden Einheitspreise und die sich er-
gebende Gesamtsumme enthalten und vom Bewerber
unterzeichnet sein.

§ 11. Kollektiveingaben sind gestattet, wenn sich die
Unternehmer für das Angebot und die vorschriftsgemäße
Arbeit solidarisch verbindlich erklären und in ihrer Ein-
gäbe einen besonderen Bevollmächtigten bezeichnen. Auch
für diese Eingaben bleiben die Bestimmungen von § 4
vorbehalten.

§ 12. Rückzug der Angebote kann nur während der
Eingabefrist durch schriftliche Anzeige erfolgen.

Z 13. Die Eingaben bleiben bis zur Eröffnung ver-
schloffen. Diese hat spätestens sechs Tage nach Ablauf
der Eingabefrist zu erfolgen, über den Eröffnungsakt,
bei dem mindestens zwei Beamte anwesend sein sollen,
wird ein Protokoll geführt, welches zu unterzeichnen ist.
Den Bewerbern soll nach Tunlichkeit Gelegenheit gegeben
werden, der Eröffnung beizuwohnen.

Von der erfolgten Vergebung sind die Bewerber
schriftlich in Kenntnis zu setzen.

IV. Zuschlagserteilung.
§ 14. Maßgebend für den Zuschlag ist nicht die

niedrigste Forderung, sondern ein in jeder Be-
ziehung annehmbares, die tüchtige und rechtzeitige
Ausführung möglichst gewährleistendes Angebot.

§ 15. Bei Vergebung ohne Ausschreibung, ebenso

wenn auf Ausschreibung hin annähernd gleichwertige
Angebote erfolgen, ist auf Teilung oder möglichste Ab-
wechslung unter den Bewerbern Bedacht zu nehmen.

Außerkantonale und ausländische Bewerber
sind in der Regel nur dann zu berücksichtigen, wenn die
Arbeiten nicht im Kanton oder nur zu wesentlich un-
günstigeren Bedingungen geliefert werden können.

§16. Ausgeschlossen von der Berücksichtigung sind
Angebote, welche

a) Preise fordern, die zu der Arbeit in einem solchen

Mißverhältnis stehen, daß eine ordnungsgemäße
Ausführung nicht erwartet werden kann, oder

d) die Merkmale ungenügender Erfahrung und Sach-
kenntnis oder des unlautern Wettbewerbes an sich

tragen, oder
e) von Unternehmern eingereicht sind, welche für

tüchtige, pünktliche und vollständige Ausführung
die erforderliche Sicherheit nicht bieten, oder Löhne
zahlen, oder Arbeitsbedingungen stellen, welche
hinter den in ihrem Gewerbe üblichen Löhnen
bezw. Arbeitsbedingungen zurückstehen. Als übliche
Löhne gelten vor allem diejenigen, welche in Lohn-
tarifen enthalten sind, die gemeinsam von den

Unternehmern, Unternehmerverbänden und Arbeiter-
organisationen aufgestellt worden sind.

§ 17. übernommene Arbeiten dürfen ohne besondere
Bewilligung der vergebenden Behörden nicht an Unter-
akkordanten vergeben werden. Die Unterakkorde sind
der Behörde zur Genehmigung vorzulegen, und es bleibt
der erste Unternehmer der Behörde gegenüber für die
übernommene Verpflichtung verantwortlich. Er hastet
auch für die Bezahlung der Löhne der Arbeiter, sowie
für die Bezahlung der Lieferanten der Unterakkordanten,
soweit von diesen keine Zahlung erhältlich ist. Der erste
Unternehmer haftet auch dafür, daß der Unterakkordant
den in dieser Verordnung enthaltenen Vorschriften über
den Arbeiterschutz nachkommt. Es bleibt der Behörde
vorbehalten, die Fortsetzung der Arbeit durch den Haupt-
akkordanten zu verlangen, wenn der Unterakkordant die
vertraglichen Bestimmungen nicht einhält.

§ 18. Um festzustellen, ob ein Bewerber oder all-
fälliger Unterakkordant die üblichen Löhne bezahle und
billige Arbeitsbedingungen stelle, sind die vergebenden
Behörden berechtigt, ihm zur schriftlichen Beantwortung
Fragen über die Höhe der Löhne, Arbeitszeit, Zahl der
Lehrlinge, Lohnzuschlag für Überstunden und dergleichen
vorzulegen.

§ 19. Den bei vergebenen Arbeiten beschäftigten
Arbeitern ist der Lohn mindestens alle 14 Tage, und
zwar während der Arbeitszeit, auszuzahlen. Die Aus-
zahlung darf nicht in einer Wirtschaft erfolgm.

Arbeitern, die durch anerkannten Unfall arbeitsunfähig
geworden sind, ist auf Verlangen das annähernde Lohn-
treffnis alle 14 Tage auszuzahlen.

Für Überstunden müssen mindestens 25 °/o, für Nacht-
arbeit 50 "/<> Lohnzuschlag bezahlt werden, sofern nicht
Bestimmungen einer Tarifgemeinschast zwischen Arbeitern
und Prinzipal eine andere Entschädigung vorsehen.

Die Arbeiter sind nach den Grundsätzen der eidgen.
Haftpflichtgesetzgebung gegen Unfall zu versichern.

Für Bauarbeiten ist die Verordnung betreffend Un-
fallverhütung bei Bauten maßgebend.

V. Vertrag.
§ 20. Mit dem Bewerber, welcher den Zuschlag

erhalten hat, ist ein schriftlicher Vertrag abzuschließen.
Die Vertragsbestimmungen müssen klar, bestimmt und

deutlich sein; sie sollen alle der Vergebung zugrunde ge-
legten Bedingungen enthalten, insbesondere betreffend
Vollendungs- und Teilfristen, Zahlungsbedingungen, Kon-
vemionalstrafen, Abnahme der Arbeiten, Dauer und
Umfang der zu leistenden Garantie.

§ 21. Nach Beendigung der Arbeiten haben Ab-
nähme. Nachmaß und Abrechnung in der Regel inner-
halb Monatsfrist stattzufinden.

Erstreckt sich die Ausführung über einen längern
Zeitraum, so sind angemessene Abschlagszahlungen zu
leisten; diese dürfen sich bis auf 90°/» des Wertes er-
strecken, auf welchen die Arbeit im Momente der Teil-
zahlung geschätzt werden kann.

Z 22. Die Kaution soll in der Regel 10 "/» der
llbernahmssumme nicht übersteigen. Sie kann durch
Bürgen oder Realkaution geleistet werden. Barkcutionen
sind zum jeweiligen Kontokorrentsatz der Schaffhauser
Kantonalbank zu verzinsen.

§ 23. Konventionalstrafen sind in der Regel nur
auszubedtngen, wenn ein erhebliches Interesse besteht;
ihre Höhe soll sich in angemessenen Schranken halten.

§ 24. Streike, welche während der Ausführung der
Arbeiten eintreten, sollen in Bezug auf Verlängerung der
Vollendungstermine in Betracht gezogen werden, sofern
dem Unternehmer kein Verschulden an der Entstehung
der Arbeitseinstellung nachgewiesen werden kann.

§ 25. Diese Verordnung trat mit dem 1. Januar 1914
in Kraft.
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